
 ICQC 2018-20

UBS fährt mehr Gewinn 
ein – trotz Turbulenzen

Analysten hätten nicht ein so gu-
tes Abschneiden der Schweizer
Grossbank erwartet. Die Bank
konnte gestern erfreuliche Zah-
len zum dritten Quartal vermel-
den, gemeinhin dem schwächs-
ten im Jahr. Der Reingewinn der
Grossbank UBS in dieser Periode
erhöhte sich gegenüber dem Vor-
jahr um 14 Prozent auf 0,9 Mil-
liarden Franken.

Dank einem Kostensenkungs-
programm liessen sich 100 Millio-
nen Franken einsparen, was das
Ergebnis positiv beeinflusste. Die
Bank geht davon aus, dass das
Sparziel von 2,1 Milliarden Fran-
ken per Ende Jahr erreicht wird.

Gut im Schuss präsentierte
sich auch das internationale Ver-
mögensgeschäft, dies besonders
im Asien-Pazifik-Geschäft.

Allerdings gibt es auch Turbu-
lenzen: Im Schweizer Geschäft

mit Privat-, Firmen- und institu-
tionellen Kunden verursachten
die Negativzinsen grossen
Gegenwind, führte Konzernchef
Sergio Ermotti aus. In der
Schweiz musste die Bank ein Mi-
nus beim Gewinn hinnehmen.

Für die nächsten Monate sieht
die UBS geopolitische Spannun-
gen nach wie vor als Risiko für die
Anlegerstimmung. Zudem setz-
ten tiefe und negative Zinsen, ins-
besondere in der Schweiz und der
Eurozone, die Nettozinsmarge
unter Druck, heisst es weiter.

Die UBS-Aktien stiegen am
Morgen auf den neuen Jahres-
höchststand von 17.60 Franken,
liessen dann aber wieder nach.
Zur Mittagszeit lag die Aktie bei
17 Franken. sda/cab

BANKEN Die UBS hat im drit-
ten Quartal mehr Reingewinn 
erzielt als im ganzen Vorjahr. 
Insgesamt stehen die Zeichen 
gut, dass die Bank das Jahr 
besser abschliesst als 2016.

Echtjetzt?

Stefan von 
Bergen schaut 
in die Vergan-
genheit, um 
heute besser 
durchzublicken.

Vor 100 Jahren rissen
Lenins Bolschewisten in
Russland die Macht an

sich. Auch die Schweiz begeht 
dieses Jubiläum: mit einer Re-
volutionsschau im Nationalmu-
seum in Zürich oder ehrfürchti-
gen Medienrückblicken. Ich ge-
be zu: Die Oktoberrevolution 
war grosses Kino. Lenins Sozia-
lismus veränderte die Welt – 
auch die Schweiz und ihre SP.

Dennoch fragte ich mich, ob
die Schweiz das richtige Jubilä-
um feiert, als ich auf meinem 
Arbeitsweg im Berner Läng-
gassquartier mit dem Velo am 
Bierhübeli vorbeifuhr. Wenige 
Wochen nach Lenins Coup er-
eignete sich auch im Saal des 
damaligen Restaurants ein Auf-
stand. Er war kleiner und loka-
ler, es floss bloss Bier, nicht 
Blut. Ich wage dennoch zu be-
haupten, dass die Bierhübeli-
Rede des Bauernführers Rudolf 
Minger vom 24. November 1917 
für die Schweiz mindestens so 
folgenreich war.

Minger attackierte vor 
Bauerndelegierten die freisin-
nigen «Erzkapitalisten». Er 
wetterte über die «krank ma-
chende Grossstadt». Und lobte 
das «gesunde Bauernland», das 
man heute von der Anhöhe des 
Bierhübeli aus – über die böse 
Grossstadt hinweg – in der Fer-
ne wieder erblicken kann, seit 
dort ein Wäldchen gerodet wur-
de. Am Schluss rief Minger 
kühn zur Gründung einer neu-
en Partei auf.

Erst jetzt fällt mir auf, was da
vor 100 Jahren alles in der Ber-
ner Länggasse angezettelt wur-
de. Der Exilant Lenin arbeitete 
hier von 1914 bis 1916 in möb-
lierten Zimmern am geistigen 
Sprengsatz, den er dann in 
Russland zündete. Auch SP-An-
führer Robert Grimm, der 1918 
den Schweizer Landesstreik di-
rigierte, wohnte im Quartier.

Von diesem historischen Trio
hat in meinen Augen vor allem 
der Bierhübeli-Redner die 
Schweiz nachhaltig geprägt. 
Seine Bauern-, Gewerbe- und 
Bürgerpartei BGB, die seit 1971 
SVP heisst, war ein cleverer 
Schulterschluss der Kleinbür-
ger gegen oben und gegen links. 
Sie surfte als erste Partei auf 
dem noch heute spürbaren Ag-
rar- und Dorfgeist. Sie artiku-
lierte das Misstrauen gegen ra-
dikale Ideen aus dem Ausland 
und machte es zu ihrem Pro-
gramm. Und sie sorgte dafür, 
dass in der Schweiz nicht nur 
Bonzen und Berufspolitiker, 
sondern auch Bauern und 
Bünzli mitregieren können.

100 Jahre nach Mingers Rede
ist die SVP die stärkste Partei 
der Schweiz. Allerdings nur auf 
dem Land. Das Bierhübeli liegt 
heute in einem gentrifizierten 
Stadtquartier, das links wählt. 
Vom Revoluzzergeist der frühe-
ren Länggässler Lenin und 
Grimm sind die rot-grünen 
Hausbesitzer im In-Quartier 
aber meilenweit entfernt.

Politik, Geschichte, Provinz und 
Grenzen: Darum geht es samstags 
in den «Echtjetzt?»­Kolumnen von 
Lucie Machac, Peter Meier, Stefan 
von Bergen, Gregor Poletti und 
Andreas Saurer.

Die Revoluzzer aus 
der Länggasse

Ehe und Kinder liegen im Trend

Papi geht arbeiten, Mami küm-
mert sich zu Hause um Kind und
Haushalt: Wer meint, dass dieses
Rollenverständnis total veraltet
ist, täuscht sich. Das zeigt die ak-
tuelle Eidgenössische Jugendbe-
fragung. In einer repräsentativen
Umfrage wurden Frauen und
Männer im Alter von 19 Jahren
über ihr Familienverständnis be-
fragt. Jeder Vierte gab an, dass er
ein konservatives Familienmo-
dell (Mann arbeitet Vollzeit, Frau
ist nicht erwerbstätig), für sich
bevorzugt. Dabei unterscheiden
sich die Ansichten von Frauen
und Männern nur minim: 24 Pro-
zent der weiblichen Befragten
und 26 Prozent der männlichen
gaben an, dass sie ein traditionell
bürgerliches Modell für das rich-
tige halten.

Überhaupt zeigt sich: Der Voll-
zeit erwerbstätige Vater ist tief in
den Köpfen der Schweizer Ju-
gendlichen verankert. 66 Prozent
der Frauen und 70 Prozent der
Männer sagen, dass sie ein Fami-
lienmodell bevorzugen, in wel-
chem dem Mann die Ernährer-
rolle zukommt. Eine Familie, in
der Frau und Mann gleichermas-
sen zu Haushalt und Einkommen
beitragen, findet nur jede dritte
befragte Frau für erstrebenswert
– bei den Männern sind es nur
drei von zehn Befragten.

«Resultat hat uns überrascht»
Sind die Schweizer Jugendlichen
wirklich so konservativ? Dr. Luca
Bertossa, wissenschaftlicher Lei-
ter der Befragung, relativiert:
«Die Frage nach dem Familien-
modell richtete sich nur auf die
ersten drei Jahre nach der Geburt
des ersten gemeinsamen Kin-
des.» Er gibt ausserdem zu be-
denken, dass junge Menschen im
Alter von 19 Jahren sich zuerst
noch im Erwachsenenleben zu-
rechtfinden müssten. Bertossa
glaubt, dass sie deshalb dazu nei-
gen, an bekannten Familienmo-
dellen festzuhalten. «Das gibt ih-
nen eine gewisse Sicherheit.»
Bertossa gibt aber zu: «Das Resul-

tat hat uns in dieser Form auch
überrascht.»

In der Stadt ist man offener
Die Befunde sind aber nicht über-
all gleich ausgeprägt. So zeigt
sich, dass die Befragten auf dem
Land bei Familienfragen konser-
vativer antworteten als jene in

der Stadt. «Der Unterschied ist
nicht riesig. Aber es gibt doch eine
Tendenz, dass die Jugendlichen
in den Städten offener gegenüber
den neuen Familienmodellen
sind», sagt Bertossa. So sagte bei-
spielsweise eine Mehrzahl der in
den Städten lebenden Frauen,

dass sie sich einen Mann wünsch-
ten, der nach der Geburt ihres
gemeinsamen Kindes Teilzeit
arbeite.

Junge wollen früh heiraten
Die Befragung zeichnet nicht nur
bei den Familienmodellen das
Bild einer konservativ-bürgerli-
chen Jugend. So äusserten 73
Prozent der jungen Erwachsenen
den Wunsch, einmal Kinder zu
haben; 69 Prozent wollen sogar
heiraten. Die Gründe dafür sind
simpel: Vier von fünf Befragten
finden Heiraten einfach roman-
tisch. Zwei von drei sagen, dass es
schlicht normal sei, dass man ein-
mal heirate. Und jeder Zweite gab
an, dass die Heirat eine finanziel-
le Absicherung bedeute, respekti-
ve dass sie aus religiöser Sicht
richtig sei.

Heiraten wollen die Jungen
bereits im Alter von 25 bis 30 Jah-
ren. Gut möglich, dass dieser
Wunsch dann an der Realität
scheitern wird. 2016 lag das
Durchschnittsalter bei der Erst-
heirat bei Frauen bei 30 Jahren,
bei den Männern bei 32 Jahren.

Wenn man die Befragung mit
anderen Studien vergleicht, passt
sie durchaus ins Bild. Die For-
schungsstelle Sotomo veröffent-
lichte vor einem Jahr eine Um-
frage über Lebensentwürfe der
Schweizerinnen und Schweizer.
Dabei zeigte sich, dass 87 Prozent

aller Väter Vollzeit erwerbstätig
sind. Zwar gab eine Mehrzahl die-
ser Väter an, dass sie sich mehr
Zeit mit ihrer Familie wünschten.
In der Realität arbeiteten sie aber
schlussendlich sogar mehr als
ihre kinderlosen Kollegen.

Quentin Schlapbach

JUGEND Junge Erwachsene 
halten an bürgerlichen Fami-
lienmodellen fest. Das zeigt 
die neue Eidgenössische Ju-
gendbefragung. Die Mehrzahl 
der Befragten bevorzugt dabei 
ein Modell, in dem der Vater 
Vollzeit arbeitet.

Früh heiraten und Kinder kriegen: Die jungen Erwachsenen in der Schweiz bevorzugen gemäss einer Umfrage konservative Lebensentwürfe. Fotolia
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«Die bekannten 
Familienmodelle 
geben den Jungen 
eine gewisse 
Sicherheit.»

Dr. Luca Bertossa
wissenschaftlicher Leiter

Clariant: Fusion geplatzt

Die Chemiekonzerne Clariant
und Huntsman müssen sich dem
Druck des aktivistischen Inves-
tors White Tale beugen. Der Zu-
sammenschluss wird abgeblasen,
nachdem White Tale seine Betei-
ligung auf 20 Prozent aufgestockt
hat. Die Fusion sei in gegenseiti-
gem Einvernehmen beendet wor-
den, teilte Clariant gestern Mor-
gen mit. Es sei unwahrscheinlich
geworden, dass Clariant an der
ausserordentlichen Generalver-
sammlung die für die Fusion nöti-
ge Zweidrittelmehrheit der Ak-
tionäre erhalte, sagte Konzern-
chef Hariolf Kottmann an einer
Telefonkonferenz. Der Abbruch
der Fusion sei deshalb im Inte-
resse aller Beteiligter.

White Tale sah Sinn nicht
Praktisch gleichzeitig zur Mittei-
lung von Clariant meldete der

US-Grossinvestor White Tale in
einer Pflichtmitteilung die Erhö-
hung seiner Beteiligung an Cla-
riant auf 20 Prozent. Zuletzt hat-
te White Tale Ende September
einen Anteil von gut 15 Prozent
vermeldet. Die US-Beteiligungs-
gesellschaft bestätigte damals
auch ihre grundsätzliche Kritik
an der geplanten Fusion, wobei
insbesondere die ungenügende
Bewertung von Clariant und die
fehlende industrielle Logik des
Deals bemängelt wurden.

Mit dem Abbruch der Fusion
des Baselbieter Chemiekonzerns

mit dem nordamerikanischen
Unternehmen ist Clariant wei-
terhin eigenständig unterwegs.
Die Firma, die mit der Fusion zu
den Grössten hätte aufschliessen
können, werde sich nun auf die
Strategie konzentrieren, die
Marktposition weiter auszu-
bauen, hiess es. Einem Verkauf
von Unternehmensteilen und
einem Rücktritt erteilte Kon-
zernchef Kottmann eine Absage.

Aktie taucht
Der Aufhebungsvertrag sieht für
keine der beiden Seiten eine
Strafgebühr vor. Somit vermeidet
der Chemiekonzern sowohl die
Abbruchzahlung von 210 Millio-
nen Dollar als auch die Strafzah-
lung von 60 Millionen Dollar bei
Nichtzustimmung durch die
ausserordentliche Generalver-
sammlung, wie es im Fusionsver-
trag ursprünglich vereinbart
worden war.

An der Börse zeichnet sich ges-
tern ein Kurstaucher der Cla-
riant-Aktien ab. Im vorbörsli-
chen Handel in Zürich liegen die
Titel nach dem Abbruch der Fu-
sion mit 6 Prozent im Minus. sda

CHEMIE-INDUSTRIE Der Zu-
sammenschluss des Schweizer 
Chemiekonzerns mit dem
US-Konkurrenten Huntsman 
kommt nicht zustande: Gross-
aktionär White Tale liess die 
Muskeln spielen.

Clariant Der Basler Chemiekonzern 
muss allein weitermachen. Keystone
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Im Konflikt um Nordkorea hat 
US-Verteidigungsminister 
James Mattis unterstrichen, dass 
die USA eine friedliche Lösung 
anstrebten. Mattis, der Donald 
Trumps Südkorea-Besuch von 
nächster Woche vorbereitet, be-
suchte gestern die innerkoreani-
sche Waffenstillstandslinie. Ziel 
der USA sei nicht Krieg, sondern 
die «Schaffung einer atomwaf­

Trump und der rote Knopf

Man sagt ihm Fussball. Oder auch
Notfallranzen. Groteskere Kose-
namen für den mobilen Befehls-
stand eines Atomkriegs kann
man sich kaum ausdenken. Wie
seine Vorgänger begleitet er auch
Donald Trump auf Schritt und
Tritt. Wenn der US-Präsident auf
dem Golfplatz Bälle schlägt, folgt
der Adjutant mit dem 20 Kilo-
gramm schweren Gerät im nächs-
ten Golfcart. So kann Trump von
überall aus binnen weniger Mi-
nuten einzelne Regionen oder
den ganzen Globus in Schutt und
Asche legen.

Mit Vernichtung gedroht
Der Fussball ist eine Weltunter-
gangsmaschine. Normale Men-
schen kennen ihn nur aus Holly-
woodstreifen. Doch unter Trump
verschwimmen die Grenzen zwi-

schen der filmischen Fiktion und
der Gefahr einer realen Apoka-
lypse. Offen drohte er Nordkorea
mit «Feuer und Wut» und der «to-
talen Vernichtung». Sieben Jahr-
zehnte hielt das Gleichgewicht
des Schreckens. Doch nun stehen
sich ein skrupelloser Diktator
und ein hochumstrittener Präsi-
dent gegenüber. Nicht nur in Wa-
shington wächst die Sorge, dass
der unberechenbare US-Oberbe-
fehlshaber seinem Amt nicht ge-
wachsen ist und der Konflikt
ausser Kontrolle gerät. Trump
führe die USA «auf den Weg in
den Dritten Weltkrieg», warnte
der angesehene republikanische
Senator Bob Corker.

Ausnahme bei Atomschlag
Alle wichtigen politischen Ent-
scheidungen sind in den USA an
die Mitwirkung des Kongresses
geknüpft und können gerichtlich
angefochten werden. Nur beim
Atomschlag ist das anders. Einzig
und allein der Präsident ent-
scheidet über den Einsatz der
rund 4000 amerikanischen Nuk-
learsprengköpfe. Im Verteidi-
gungsfall muss er das innerhalb
weniger Minuten tun. Trump

müsste eine Blitzkonferenz mit
seinen militärischen Beratern
abhalten, eine Handlungsoption
auswählen, sich mit seinem Code
identifizieren und den Einsatz-
befehl geben. Kurz darauf befän-
den sich die Atomraketen unwi-
derruflich in der Luft.

Spezialfall USA
Bob Corker ist nicht der Einzige,
dem es bei diesem Gedanken
angst und bange wird. «Überall
sonst beim Umgang mit den
Atomwaffen gibt es eine 2-Mann-
Regel, nur hier nicht», beklagt
auch der Militärexperte und
Buchautor Garrett Graff. Tat-

sächlich hat der wissenschaft-
liche Dienst des US-Kongresses
im Dezember 2016 eindeutig fest-
gestellt: «Der Präsident braucht
weder die Einwilligung der mili-
tärischen Berater noch des Kon-
gresses, um den Einsatz nuklea-
rer Waffen anzuordnen. Entspre-
chend kann weder das Militär
noch der Kongress seine Befehle
ausser Kraft setzen.» Das ganze
System sei auf schnellstmögliche
Reaktionsfähigkeit ausgelegt,
moniert James Clapper, der in
der Obama-Regierung nationaler
Geheimdienstdirektor war.

Psychiater warnen
Ein Präsident, der seine mor-
gendlichen Tweets wie Salven aus
einem Maschinengewehr ab-
schiesst, als höchste Instanz für
das Schicksal der Welt? Auch der
«New York Times» ist das nicht
geheuer. «Versteht er wirklich
das zerstörerischste nukleare Ar-
senal der Welt und kann er damit
verantwortlich umgehen?», frag-
te die renommierte Zeitung vor
kurzem besorgt in einem Leitar-
tikel. 27 amerikanische Psychia-
ter und Psychologen attestieren
Trump in ihrem Buch «The Dan-

gerous Case of Donald Trump»
ein «hypermanisches Tempera-
ment», schwere «narzisstische
Persönlichkeitsstörungen» so-
wie eine «wahnhafte Loslösung
von der Wirklichkeit».

Gesetzesänderung gefordert
So fragwürdig derartige Fern-
diagnosen sein mögen – Fakt ist:
Trump hat in der Vergangenheit
öfter eine beunruhigende Hal-
tung zu Atomwaffen eingenom-
men. In einem Interview mit
dem «Playboy» schwadronierte
er 1990 über einen Atomkrieg:
«Ich glaube, die grösste Dumm-
heit ist, zu denken, diese Waffen
würden nie eingesetzt, weil sie so
zerstörerisch sind. Was für ein
Bullshit! Das ist so, als wenn man
glaubt, die Titanic könne nicht
sinken.» Die «New York Times»
fordert eine Gesetzesänderung,
die den atomaren Einsatzbefehl
an die Zustimmung des Aussen-
und Verteidigungsministers
knüpft. Doch angesichts der re-
publikanischen Mehrheiten in
Repräsentantenhaus und Senat
hat der Vorschlag sehr geringe
Chancen.

Karl Doemens, Washington

USA  Donald Trump allein ent-
scheidet im Ernstfall über den 
Einsatz des tödlichsten Ver-
nichtungsarsenals der Welt. 
Diese Tatsache und der wach-
sende Zweifel an Trumps psy-
chischer Eignung für das Präsi-
dentenamt jagen nicht nur 
Politikern Angst ein.

MATTIS: «ZIEL IST FRIEDEN»

fenfreien Koreanischen Halb­
insel», so Mattis. Nordkorea hat 
derweil die Freilassung mehrerer 
südkoreanischer Fischer ange-
kündigt. Ihr Boot sei vor einer 
Woche in nordkoreanischen Ge-
wässern aufgegriffen worden. 
Die Männer hätten ihr Vergehen 
eingestanden und sich entschul-
digt, meldete die staatliche 
Nachrichtenagentur KCNA. sda

Noch jubeln die Separatisten

Die spanische Regierung hat die
Absetzung der katalanischen Re-
gionalregierung in Barcelona be-
schlossen. Das gab der spanische
Ministerpräsident Mariano Ra-
joy nach einem ausserordentli-
chen Treffen des Ministerrats
gestern Abend in Madrid be-
kannt. Sein eigenes Kabinett
werde die Aufgaben der katalani-
schen Behörden übernehmen,
sagte Rajoy. Zudem beschloss der
Ministerrat die Auflösung des
Parlaments in Barcelona und die
Vorbereitung von Neuwahlen.
Diese sollen bereits am 21. De-
zember stattfinden. Rajoy will
den katalanischen Polizeichef
entlassen. Dabei handle es sich
um «erste Massnahmen», um die
bisherigen Verantwortlichen in
der Region an einer weiteren «Es-
kalation des Ungehorsams» zu
hindern.

Verfahren wegen Rebellion
Am Abend kündigte die spani-
sche Generalstaatsanwaltschaft
ein Verfahren gegen Carles Puig-
demont wegen Rebellion an. Die
Behörde werde nächste Woche
Anklage erheben, sagte ein Spre-
cher. Auf Rebellion steht eine
Höchststrafe von 30 Jahren Haft.
Der spanische Senat hatte zuvor
im heftigen Streit um die Unab-
hängigkeit Kataloniens eine Ent-
machtung der Regionalregierung
unter Carles Puigdemont gebil-
ligt. In Madrid votierte der Senat
mit grosser Mehrheit für eine
Zwangsverwaltung der Region
und andere Massnahmen. Un-
mittelbar zuvor hatten die Ab-
geordneten des Regionalparla-
ments in Barcelona für einen Pro-
zess zur Loslösung von Spanien
und zur Gründung eines unab-
hängigen Staates gestimmt.

Ziviler Ungehorsam
Viele neutrale Politiker und Be-
obachter befürchten nun, dass
die Zwangsentmachtung der ka-
talanischen Regionalregierung

kontraproduktiv sein könnte. Ein
Kinderspiel werde das Aufräu-
men auf keinen Fall. Es gilt unter
anderem als sicher, dass Madrid
bei der angekündigten Übernah-

me der Kontrolle über regionale
Ministerien und Behörden auf
eisernen Widerstand seitens der
meisten der rund 110 000 Beam-
ten der Regionalregierung stos-

sen wird. Stichwort: ziviler Unge-
horsam. Die Schriftstellerin und
Journalistin Esther Jaén, die sich
als (nicht separatistische) Kata-
lanin in der Region sehr gut aus-

kennt, warnte gestern im TV:
«Das kann ein sechsmonatiges
absolutes Desaster werden.» Es
werde viele Störmanöver von
Beamten geben, und Hunderte
von separatistischen Bürger-
meistern würden Neuwahlen mit
Sicherheit mit allen Mitteln zu
boykottieren versuchen. Es
könnte aber auch sein, dass es
nicht beim relativ friedlichen
Widerstand bleibt.

«Katalanischer Maidan»
Sprecher von Puigdemonts Par-
tei sagen: «Es wird wohl leider
Unruhen geben.» Die Warnung
des Real Instituto Elcano lässt er-
schaudern. Die von Regierungen
und Unternehmen unabhängige
renommierte spanische Denk-
fabrik warnt vor einem «katalani-
schen Maidan» – in Anspielung
auf den blutigen Ukraine-Kon-
flikt mit vielen Toten vor wenigen
Jahren. «Die Möglichkeit von
weiteren Mobilisierungen kann
nicht ausgeschlossen werden»,
heisst es. Das fürchtet auch Enric
Juliana. «Die Unabhängigkeits-
befürworter sind jetzt nach den
vielen Demos der Strassen etwas
müde. Aber wenn sie den Ein-
druck gewinnen sollten, dass so
etwas wie eine Besatzungsmacht
einmarschiert, werden sie nicht
stillhalten», sagte der stellvertre-
tende Chef der liberalen Zeitung
«La Vanguardia».

Mit stolzgeschwellter Brust
Bei der Debatte im Parlament in
Barcelona gab es anschliessend
vor laufenden TV-Kameras Be-
schimpfungen, Schmähungen
und Ausbuhungen. Bezeichnend:
Die Unionisten sprachen auf Spa-
nisch, die Separatisten auf Kata-
lanisch – und aneinander vorbei.
Nach der Verabschiedung der
Unabhängigkeitsresolution stan-
den die sezessionistischen Abge-
ordneten von ihren Sitzen auf
und sangen mit stolzgeschwellter
Brust die katalanische National-
hymne «Els Segadors».

Während Rajoy «alle Katala-
nen» zur Ruhe aufrief, skandier-
ten Puigdemont und rund 15 000
Demonstranten in Barcelona
«Freiheit, Freiheit, Freiheit!».
Flaggen der Separatistenbewe-
gung wurden geschwenkt, Böller
explodierten ohrenbetäubend.

Emilio Rappold, dpa / sda

KATALONIEN Nach der Aus-
rufung der Unabhängigkeit 
Kataloniens hat Madrid be-
schlossen, die Regionalregie-
rung abzusetzen. Neuwahlen 
sollen noch dieses Jahr statt-
finden. Die Separatisten kün-
digten Widerstand an. Beob-
achter befürchten Unruhen.

«Ich fühle mich geehrt und bin 
stolz», sagte Sophia, als ihr am 
Donnerstag in Riad die saudische 
Staatsbürgerschaft verliehen 
wurde. Sophia ist kein Mensch, 
sondern eine Roboterfrau. Un-
verschleiert präsentierte sie sich 
einem überwiegend männlichen 
Publikum, das zur Vorstellung 
der Visionen des saudischen 
Kronprinzen Muhammad bin 
Salman geladen worden war. In 
Riad werde es 2030 mehr Robo-
ter als Menschen geben, ist der 
Kronprinz überzeugt.

Sophia war offenbar der Proto-
typ. Doch warum wurde ihr 
gleich die Staatsbürgerschaft 
verliehen und damit volle Bür-
gerrechte eingeräumt? Wollte 
der Herrscher signalisieren, dass 
Frauen in 13 Jahren gleichbe­
rechtigt sein werden und – wie 
Sophia – Männern gar wider-
sprechen dürfen?

Muhammad bin Salman, ge-
nannt «MbS», hat radikale Visio-
nen. Doch begreift er, dass sich 
die erzkonservative Gesellschaft 
nicht auf Knopfdruck umpro-
grammieren lässt? Fromme 
Muslime betrachten Sophia als 
Werkzeug des Teufels. Angst vor 
Robotern bräuchten die Saudis 
nicht zu haben, sagte Sophia. Mit 
ihnen als Begleiter hätten etwa 
alte Menschen endlich geduldige 
Lehrer, sagte sie vor Investoren 
aus aller Welt. Diese seien «be-
geistert» gewesen, schrieb die 
saudische Staatspresse, für die 
(noch) keine Roboter arbeiten. 
Die Journalisten wissen auch so, 
was von ihnen erwartet wird.

Michael Wrase, Limassol

SAUDIARABIEN

Die radikalen 
Visionen des
Kronprinzen

Aufgefallen

Carles Puigdemont verkündet die Unabhängigkeit Kataloniens – und Madrid beschliesst seine Entmachtung. Keystone

«Ich glaube, die 
grösste Dummheit 
ist, zu denken, diese 
Waffen würden nie 
eingesetzt, weil sie 
so zerstörerisch 
sind. Was für ein 
Bullshit!»

Donald Trump im Jahr 1990


